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Drucksache V/2939 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 22. Mai 1968 

n/l — 68070 — 5545/68 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rats über eine abweichende Fest- 
setzung der Sdiwellenpreise für Zucker für die Zeit vom 
1. Juli 1968 bis 31. Mai 1969. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 9. Mai 1968 
dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit einer alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
über eine abweichende Festsetzung der Schwellenpreise 
für Zucker für die Zeit vom 1. Juli 1968 bis zum 31. Mai 1969 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

insbesondere auf Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Schwellenpreise für Zucker werden gemäß 
Artikel 12 Absätze 2 und 3 der Verordnung 
Nr. 1009/67/EWG des Rats vom 18. Dezember 1967 
über die gemeinsame Marktorganisation für Zuk- 
ker -) berechnet, um zu vermeiden, daß der Preis 
des eingeführten Zuckers den Absatz des in der 
Gemeinschaft erzeugten Zuckers zum Richtpreis ver- 
hindert; zu diesem Zweck wird eine Einfuhrab- 
schöpfung in Höhe des Unterschieds zwischen diesen 
Schwellenpreisen und den Weltmarktpreisen er- 
hoben. 

Mit der Verordnung (EWG) Nr. . . ./68 des Rats 

vom über die Regelung, die auf Zucker mit 

Ursprung in den assoziierten afrikanischen Staaten 
und Madagaskar sowie in den überseeischen Län- 
dern und Hoheitsgebieten anzuwenden ist 2), wurde 

h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 
vom 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 308 
vom 18. Dezember 1967, Seite 1 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 
vom 


eine besondere Einfuhrregelung erlassen, derzufolge 
eine Abschöpfung erhoben wird, die auf Grund der 
Mindestangebotspreise, vermindert um 0,30 bzw. 
0,25 RE je 100 kg Weiß- bzw. Rohzucker, festgesetzt 
wird; um nachteilige Auswirkungen auf das Niveau 
des innerhalb der Gemeinschaft geltenden Preises 
zu vermeiden, sind daher die Schwellenpreise zu 
erhöhen; es ist jedoch nicht notwendig, die Schwel- 
lenpreise um einen Betrag in voller Höhe der Ver- 
minderung anzuheben, die zugunsten der assoziier- 
ten afrikanischen Staaten und Madagaskars sowie 
der überseeischen Länder und Hoheitsgebiete ange- 
v.mndt wird, da die Einfuhren aus diesen Herkunfts- 
ländern nur begrenzte Bedeutung haben — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Abweichend von Artikel 12 Absätze 2 und 3 der 
Verordnung Nr. 1009/67/EWG werden die gemäß 
Artikel 12 Absatz 5 dieser Verordnung festgesetzten 
Schwellenpreise für Weiß- und Rohzucker um 0,15 
bzw. 0,125 RE je 100 kg erhöht. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1968 in Kraft 
und ist bis zum 31. Mai 1969 anwendbar. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Brüssel, den 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Drucksache V/2939 


Begründung 


1. In der Verordnung Nr. 1009/67/EWG des Rats 
vom 18. Dezember 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Zucker ist die Festsetzung eines 
Richtpreises vorgesehen. Auf der Grundlage dieses 
Preises wurden Schwellenpreise festgelegt, um zu 
vermeiden, daß Zucker zu einem Preis in die Ge- 
meinschaft eingeführt wird, der selbst in den ent- 
ferntesten Zuschußgebieten den Absatz des in der 
Gemeinschaft erzeugten Zuckers zum Richtpreis ver- 
hindern kann. Durch die Abschöpfung soll der An- 
gebotspreis des Einfuhrerzeugnisses auf das Niveau 
der Schwellenpreise angehoben werden, 

2. Mit der Verordnung (EWG) Nr. . . ./68 über die 
Regelung, die auf Zucker mit Ursprung in den 
assoziierten afrikanischen Staaten und Madagaskar 
sowie in den überseeischen Ländern und Hoheits- 
gebieten anzuwenden ist, hat der Rat eine beson- 
dere Einfuhrregelung erlassen, derzufolge ab 1. Juli 
1968 bei der Einfuhr von Zucker aus den AASM und 
ÜLG eine Abschöpfung erhoben wird, die auf Grund 
der Mindestangebotspreise, vermindert um 0,30 bzw. 
0,25 RE je 100 kg Weiß- bzw. Rohzucker, festgesetzt 
wird. 

3. Um zu verhindern, daß sich die Einfuhren aus 
diesen Herkunftsländern mit verminderter Abschöp- 


fung auf die Höhe der innerhalb der Gemeinschaft 
geltenden Preise auswirken, müssen die ursprüng- 
lich festgesetzten Schwellenpreise erhöht werden. 
In Anbetracht von Artikel 12 der Verordnung 
Nr. 1009/67/EWG müßte eine solche Erhöhung durch 
eine Anhebung des Richtpreises erfolgen, doch 
wurde der Richtpreis für das Zuckerwirtschaftsjahr 
1968/69 bereits durch die Verordnung (EWG) 
Nr. . . ./68 festgelegt. 

Es erwies sich daher als zweckmäßig, das ange- 
strebte Ziel durch eine Änderung in Form einer 
vorübergehenden Abweichung von den Schwellen- 
preisen zu erreichen. 

4. Es ist jedoch nicht notwendig, die Schwellen- 
preise um einen Betrag in voller Höhe des Pauschal- 
abschlags zu erhöhen, da im Falle einer Einfuhr in 
die Gemeinschaft die aus den assoziierten Ländern 
stammenden Mengen im Vergleich zu etwaigen Ein- 
fuhren aus dritten Ländern verhältnismäßig begrenzt 
sind. 

Ferner würde sich die den assoziierten Ländern zu 
gewährende Handelspräferenz nur zum Teil auf die 
Abschöpfungen auswirken, welche die Drittländer 
zu zahlen haben. 
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